
läge nimmt, kann man sagen, dass mindestens 10.000 Personen 
aus ihrem Wohnort vertrieben wurden. Man kann jedoch an­
nehmen, dass die Gesamtzahl der Deportierten sehr viel höher 
war und rund 24.000 Personen betrug.
Im Jahre 1953 erlaubte die ungarische Regierung den Opfern 
dieser Massnahmen nach Budapest zurückzukehren, allerdings 
unter der Bedingung, dass die städtischen Behörden ihnen eine 
Aufenthaltserlaubnis geben.

DOKUMENT 106
(UNGARN)

P R O T O K O L L
Ich heisse M. N., bin geboren am 1.11.1932, mein letzter Aufenthaltsort 
war Budapest. Aus Ungarn bin ich geflüchtet am 14.11.1954 und wohne 
z.Z. in Wien.
Ich bin mit meiner Mutter zusammen aus Budapest deportiert worden 
auf Grund der grossen Deportationsaktion von 1951. Wir durften pro 
Person 250 kg an persönlicher Habe mitnehmen. Zwar war uns die 
Möglichkeit gegeben, all die Sachen und Möbel, die über dieses Gewicht 
hinausgingen, bei Freunden oder Bekannten unterzustellen. Da wir aber 
nur eine Frist von 24 Stunden hatten, war das praktisch unmöglich. 
Dabei hatten wir noch insofern Glück, als wir 24 Stunden Zeit hatten. 
Es gab auch Fälle, in denen die Betreffenden binnen einer Stunde 
Budapest verlassen mussten. Wir hatten eine entsprechende Verfügung 
vom Innenministerium bekommen, in der auch unser neuer Wohnort 
angegeben war. Auch der Bauer, der uns aufnehmen sollte, war auf 
dieser Verfügung ausdrücklich angegeben. Als 1953 die Deportations­
anordnung rückgängig gemacht wurde, konnten wir trotzdem nicht 
nach Budapest zurück, genau wie alle anderen, die von Budapest de­
portiert worden waren, auch nicht nach dort zurück durften. Ich fand 
dann eine Arbeitsstelle in Budapest und hatte versucht, eine ständige 
Aufenthaltserlaubnis für Budapest zu bekommen. Ohne Begründung 
aber wurde dieser Antrag abgelehnt, ebenso wie bei allen anderen, die 
auch nach Budapest zurück wollten. Bei der Ablehnung dieses Antrages 
kann, wenigstens für mich, die Frage des Wohnraumes keine Rolle 
gespielt haben, denn ich konnte nachweisen, dass ich bei einer Tante 
bezw. einer Freundin hätte wohnen können. Auch mein Arbeitgeber 
hatte sich bei meinen Antrag auf ständige Aufenthaltserlaubnis für 
Budapest für mich verwandt, aber ohne Erfolg. Die Ablehnung meines 
Antrages erfolgte durch Schreiben des Innenministeriums von 3. oder 
4.11.1954. Eine Begründung für die Ablehnung wurde, wie gesagt, nicht 
angegeben, ebensowenig ein Rechtsmittel.
Das persönliche Eigentum, das die Deportierten nicht mitnehmen 
konnten, ist verstaatlicht worden, ohne dass dafür die geringste Ent­
schädigung gezahlt wurde. Auch bei uns sind alle zurückgebliebenen 
Möbel und sonstigen Sachen auf einen grossen Speicher gekommen 
und vom Staat zum grossen Teil verkauft worden, ohne dass wir einen 
Forint Entschädigung erhielten.
Der Kreis der Deportierten setzte sich aus allen Bevölkerungsschichten 
zusammen. Neben den Angehörigen des Adels und früheren Kapitalis­
ten sowie früheren Offizieren sind auch einfache Leute deportiert wor­
den, z.B. Handwerker. In dem Dorf, in das ich deportiert worden war, 
war auch ein früherer Zuckerbäcker, der keinen Betrieb mehr hatte. 
Ich weiss, dass schon die Denuntiation eines Menschen als Antikom­
munist, selbst ohne Angabe von näheren Gründen, zur Deportation 
genügte. Ich habe von einer Reihe von Bekannten die z.B. kleinere 
Geschäftsbetriebe hatten, gehört, dass sie von einer Stunde zur anderen 
aus ihren Geschäft hinaus mussten, ohne das Geringste mitnehmen zu 
dürfen. Auch die geringsten Geldbeträge wurden beschlagnamht. Ganz 
offensichtlich handelte es sich in diesen Fällen darum, dass man die
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